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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 
 
 
An die Vierländerregion Bodensee GmbH: 
 
 
Prüfungsurteile 

 

Wir haben den Jahresabschluss der Vierländerregion Bodensee GmbH, Konstanz – bestehend aus 
der Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 

01. Januar bis zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilan-
zierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Vier-
länderregion Bodensee GmbH, für das Geschäftsjahr vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 2023 
geprüft. 
 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für 

Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung 

der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2023 

sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 2023 und 

 

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-

schaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-

schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 

der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 

die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
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Grundlage für die Prüfungsurteile 

 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 

des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen han-
delsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufs-
pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-

fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen 

Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsät-
ze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresab-

schlusses zu ermöglichen, der frei von falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. 
Manipulation der Rechnungslegung und Vermögensschädigung) oder Irrtümer ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 

haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilan-
zieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als 
notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzu-

wendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts 

 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtü-
mern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft ver-

mittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungs-
vermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine we-
sentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen 
oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 

werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und 
Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhal-
tung. Darüber hinaus 

 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresab-
schluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und führen 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, 
die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, höher als das Risiko, dass aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Dar-

stellungen nicht aufgedeckt werden, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fäl-
schungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftset-
zen interner Kontrollen beinhalten können. 
 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen 
Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnah-
men, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, 

jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft ab-
zugeben. 

 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten ge-
schätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 
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ALIUS
STEUERBERATUNG

WIRTSCHAFTSPRÜFUNG

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zu­

sammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fä­
higkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 

dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestä­
tigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerk­
sam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unse­

res Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenhei­
ten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fort­
führen kann.

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses ein­
schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle 

und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver­

mögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre­
chung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsori­
entierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise 

vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen 
Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ab­
leitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsur­

teil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir 

nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich 
von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und
die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Män­
gel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.
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bestehend aus: 
 
 

Bilanz zum 31.12.2023 
 

Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 01.01.2023 bis 
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 Bilanz zum 31. Dezember 2023 
 

 
 

Aktivseite Passivseite 

  31.12.2023 31.12.2023 31.12.2022  
  EUR EUR EUR  
     

A. Anlagevermögen     

I. Immaterielle Vermögensgegenstände     
1. entgeltlich erworbene Konzessionen, ge-

werbliche Schutzrechte und ähnliche Rech-
te und Werte sowie Lizenzen an solchen 
Rechten und Werten 998,00  7.327,00 

 

 Summe immaterielle Vermögensgegen-
stände  998,00 7.327,00 

 

II. Sachanlagen     
1. andere Anlagen, Betriebs- und Geschäfts-

ausstattung 224,00  325,02 
 

 Summe Sachanlagen  224,00 325,02  

 Summe Anlagevermögen  1.222,00 7.652,02  

B. Umlaufvermögen     

I. Vorräte     
1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 0,00  465,02  
2. fertige Erzeugnisse und Waren 0,00  3.971,55  

 Summe Vorräte  0,00 4.436,57  

II. Forderungen und sonstige Vermögensge-
genstände    

 

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistun-
gen 2.677,50  4.540,83 

 

2. sonstige Vermögensgegenstände 2.221,92  6.869,06  

 Summe Forderungen und sonstige Vermö-
gensgegenstände  4.899,42 11.409,89 

 

III. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, 
Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks  183.971,43 188.115,49 

 

 Summe Umlaufvermögen  188.870,85 203.961,95  

C. Rechnungsabgrenzungsposten  0,00 4.382,73  
 

  31.12.2023 31.12.2023 31.12.2022 
  EUR EUR EUR 
    

A. Eigenkapital    

I. Gezeichnetes Kapital  30.000,00 30.000,00 
II. Kapitalrücklage  28.045,63 28.045,63 
III. Gewinnrücklagen    

1. andere Gewinnrücklagen 1.954,37  1.954,37 

 Summe Gewinnrücklagen  1.954,37 1.954,37 

IV. Gewinnvortrag / Verlustvortrag  119.874,44 69.821,79 
V. Jahresfehlbetrag/-überschuss  -8.027,38 50.052,65 

 Summe Eigenkapital  171.847,06 179.874,44 

B. Sonderposten für Zuschüsse und Zulagen  2,00 4.438,57 

C. Rückstellungen    

1. sonstige Rückstellungen 13.084,00  21.148,00 

 Summe Rückstellungen  13.084,00 21.148,00 

D. Verbindlichkeiten    

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leis-
tungen 734,83  8.146,98 
- davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem 

Jahr in EUR: 734,83 (8.146,98)    
2. sonstige Verbindlichkeiten 4.424,96  2.388,71 

- davon gegenüber Gesellschaftern in EUR: 
4.246,46 (0,00)    

- davon aus Steuern in EUR: 0,00 (2.145,21)    
- davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem 

Jahr in EUR: 2.722,79 (2.388,71)    

 Summe Verbindlichkeiten  5.159,79 10.535,69 
 

SUMME AKTIVA  190.092,85 215.996,70  
 

SUMME PASSIVA  190.092,85 215.996,70 
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Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit 

vom 01. Januar 2023 bis 31. Dezember 2023 
 

   2023  2023  2022 
   EUR  EUR  EUR 

        
 1. Umsatzerlöse   29.092,40      99.079,44 
  Gesamtleistung   

   29.092,40   99.079,44 

 2. sonstige betriebliche Erträge      37.998,21   181.611,67 
  Summe betriebliche Erträge   

   67.090,61   280.691,11 

 3. Materialaufwand          
 a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- 

und Betriebsstoffe und für bezo-
gene Waren 

  

-4.436,57      -1.333,13 
 b) Aufwendungen für bezogene 

Leistungen 
  

0,00      -5.174,04 
  Summe Materialaufwand   

   -4.436,57   -6.507,17 

  Rohergebnis   
   62.654,04   274.183,94 

 4. Personalaufwand          
 a) Löhne und Gehälter   -17.980,00      -69.033,88 
 b) soziale Abgaben und Aufwen-

dungen für Altersversorgung und 
für Unterstützung 

  

-4.862,51      -16.586,43 
  Summe Personalaufwand   

   -22.842,51   -85.620,31 

 5. Abschreibungen          
 a) auf immaterielle Vermögensge-

genstände des Anlagevermögens 
und Sachanlagen 

  

-6.429,02      -10.488,00 
 b) auf Vermögensgegenstände des 

Umlaufvermögens, soweit diese 
die in der Kapitalgesellschaft üb-
lichen Abschreibungen über-
schreiten 

  

-300,00      -75,00 
  Summe Abschreibungen   

   -6.729,02   -10.563,00 

 6. sonstige betriebliche Aufwendungen      -41.109,89   -127.947,98 
  Summe betriebliche Aufwen-

dungen (außer Materialauf-
wand) 

  

   -70.681,42   -224.131,29 

  Betriebsergebnis   
   -8.027,38   50.052,65 

 7. Ergebnis nach Steuern      -8.027,38   50.052,65 
 8. Jahresfehlbetrag/-überschuss      -8.027,38   50.052,65 
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Anhang 2023 
 
 

 

A. Allgemeine Angaben 
 
Der Jahresabschluss der Vierländerregion Bodensee GmbH wurde auf der Grundlage der Rech-
nungslegungsvorschriften des Handelsgesetzbuchs aufgestellt. 
 

Ergänzend zu diesen Vorschriften waren die Regelungen des GmbH-Gesetzes zu beachten. 
 
Angaben, die wahlweise in der Bilanz, in der Gewinn- und Verlustrechnung oder im Anhang gemacht 
werden können, sind größtenteils im Anhang aufgeführt. 
 

Nach den in §§ 267 und 267a HGB angegebenen Größenklassen ist die Gesellschaft eine Kleinstkapi-
talgesellschaft. 
 
Auf Basis einschlägiger Regelungen im Gesellschaftsvertrag wird der Jahresabschluss jedoch nach 
den Vorschriften für große Kapitalgesellschaften nach § 267 Abs. 3 HGB aufgestellt.  

 
Die Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgt nach dem Gesamtkostenverfahren gemäß  
§ 275 Abs. 2 HGB 
 
 
Angaben zur Identifikation der Gesellschaft laut Registergericht 
 
Firmenname laut Registergericht: Vierländerregion Bodensee GmbH  

 
Firmensitz laut Registergericht: Konstanz 

 
Registereintrag: Handelsregister 

 
Registergericht: Freiburg 

 
Register-Nr.: HRB 381800 
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B. Angaben zur Bilanzierung und Bewertung 
 
 
Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze 

 
Erworbene immaterielle Anlagewerte wurden zu Anschaffungskosten angesetzt und, sofern sie der 

Abnutzung unterlagen, um planmäßige Abschreibungen vermindert. 
 
Das Sachanlagevermögen wurde zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten angesetzt und, soweit 
abnutzbar, um planmäßige Abschreibungen vermindert. 
 

Die Vorräte wurden zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten angesetzt. Sofern die Tageswerte am 
Bilanzstichtag niedriger waren, wurden diese angesetzt. 
 
Forderungen wurden unter Berücksichtigung aller erkennbaren Risiken bewertet. 
 

Die sonstigen Rückstellungen wurden für alle weiteren ungewissen Verbindlichkeiten gebildet. Da-
bei wurden alle erkennbaren Risiken berücksichtigt. 
 
Verbindlichkeiten wurden zum Erfüllungsbetrag angesetzt. 
 

Gegenüber dem Vorjahr abweichende Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
 
Beim Jahresabschluss konnten die bisher angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden im 
Wesentlichen übernommen werden. 
 

Ein grundlegender Wechsel von Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden gegenüber dem Vorjahr 
fand nicht statt. 
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C. Angaben und Erläuterungen zu einzelnen Posten der Bilanz und Gewinn-  
 und Verlustrechnung 
 
 
Mitzugehörigkeitsvermerk  

 

Einzelne Sachverhalte können im vorliegenden Gliederungsschema mehreren Bilanzposten zugeord-

net werden. Aus Gründen der Klarheit und Übersichtlichkeit wird dazu folgende Erläuterung gegeben: 
 
In den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sind solche gegen Gesellschafter in Höhe von 
0,00 € (Vorjahr: 0,00 €) sowie in den sonstigen Vermögensgegenständen in Höhe von 0,00 €  
(Vorjahr: 0,00 €) enthalten. Weiterhin sind in den sonstigen Verbindlichkeiten solche gegenüber Ge-

sellschaftern in Höhe von 4.246,46 € (Vorjahr: 97,31 €) enthalten.    
 

Anlagevermögen 

  

Zur Entwicklung des Anlagevermögens verweisen wir auf den Anlagespiegel zum 31. Dezember 2023 

auf der folgenden Seite. 
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Anlagenspiegel zum 31. Dezember 2023  
 
 
 

 
 

  Anschaffungskosten/ Herstellungskosten  Abschreibungen    Buchwerte 

  Stand    Stand  Stand    Stand  Zuschrei-
bung 

 Stand Stand 

   01.01.2023 Zugänge Abgänge Umbuchun-
gen 

 31.12.2023   01.01.2023 Zugänge Abgänge Umbuchun-
gen 

 31.12.2023  Wirtschafts-
jahr 

  31.12.2023  31.12.2022 

                  
A. Anlagevermögen                  

                  

I. Immaterielle Vermögensgegen-
stände 

                 

                   
1. entgeltlich erworbene Kon-

zessionen, gewerbliche 
Schutzrechte und ähnliche 
Rechte und Werte sowie Li-
zenzen an solchen Rechten 
und Werten 

 

127.437,97  2.142,00  125.295,97  120.110,97 6.328,00 2.141,00  124.297,97    998,00 7.327,00 
                   

Summe Immaterielle Vermögens-
gegenstände 

 

127.437,97  2.142,00  125.295,97  120.110,97 6.328,00 2.141,00  124.297,97    998,00 7.327,00 
                  

II. Sachanlagen                  

                   
1. andere Anlagen, Betriebs- 

und Geschäftsausstattung 
 

2.244,85    2.244,85  1.919,83 101,02   2.020,85    224,00 325,02 
                  

Summe Sachanlagen  2.244,85    2.244,85  1.919,83 101,02   2.020,85    224,00 325,02 
                  

Gesamtsumme Anlagevermögen 
 

129.682,82  2.142,00  127.540,82  122.030,80 6.429,02 2.141,00  126.318,82    1.222,00 7.652,02 
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Sonderposten für Zuschüsse 

 

Der Sonderposten wurde gebildet für erhaltene Zuschüsse auf Gegenstände des Anlage- und Vor-
ratsvermögens. Die Auflösung des Sonderpostens erfolgt in Höhe der jährlichen Abschreibungen im 
Anlagevermögen und in Höhe des Verbrauchs des Vorratsvermögen. Der diesbezügliche Ausweis 
erfolgt innerhalb der Position sonstige betriebliche Erträge in Höhe von 4.436,57 € in 2023. 
 

Angaben und Erläuterungen zu Rückstellungen 

 
Im Posten sonstige Rückstellung sind die nachfolgenden nicht unerheblichen Rückstellungsarten ent-
halten: 
 

- ausstehende Rechnungen 
- Personalkosten (Resturlaub und Überstunden) 
- Erstellung und Prüfung des Jahresabschlusses 
- Erfüllung der rechtlichen Aufbewahrungspflichten 
 

Angaben zu Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern 

 
Der Betrag der Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern beläuft sich auf 4.246,46 €  
(Vorjahr: -97,31 €) und ist in den sonstigen Verbindlichkeiten (Vorjahr: Verbindlichkeiten aus Lieferun-
gen und Leistungen) enthalten.  

 
 

D. Sonstige Pflichtangaben 
 
Durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahres beschäftigten Arbeitnehmer 
 
Die nachfolgenden Arbeitnehmergruppen waren während des Geschäftsjahres im Unternehmen be-
schäftigt: 
 
Arbeitnehmergruppen Zahl 
  vollzeitbeschäftigte Mitarbeiter 0 
teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter 1 
geringfügig Beschäftigte 0 

 Die Gesamtzahl der durchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer 1 
 
 
Geschäftsführung 
 
Während des abgelaufenen Geschäftsjahrs wurden die Geschäfte des Unternehmens durch folgende 
Personen geführt: 

 
Frau Christina Wechsel   ausgeübter Beruf: Managerin   seit 1. Juni 2022 
 
Frau Christina Wechsel ist einzelvertretungsberechtigt und von den Beschränkungen des § 181 BGB 
befreit. Sie ist seit 1. Juni 2022 als Geschäftsführerin bestellt.  

 
Auf die Angabe der Gesamtbezüge der Geschäftsführer wird unter Bezugnahme auf § 286 Abs. 4 
HGB verzichtet.  
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Lagebericht für das Geschäftsjahr 2023  
 
 
1.  Grundlagen des Unternehmens 
 
Die Vierländerregion Bodensee GmbH (ehemals BSM GmbH) besteht seit dem Jahr 2000 und ist als 
war bis ins Berichtsjahr als überregionale Wirtschaftsförderung Ansprechpartner für den Bereich Wirt-
schaft innerhalb der internationalen Vierländerregion Bodensee (VLRB). Inzwischen liegt der Fokus 
auf der Regionenmarke Vierländerregion Bodensee, deren Ziel es ist, das Profil der Vierländerregion 
Bodensee auch als Wirtschaftsstandort zu stärken. 
 
Gesellschafter 
 
Im Rahmen einer Neustrukturierung der Gesellschaft haben die bisher 27 Gesellschafter ihre Anteile 
an den Landkreis Konstanz veräußert, der nunmehr alleiniger Gesellschafter ist. 
 
Gesellschafterausschuss 
 
Aufgrund der Tatsache, dass der Landkreis Konstanz im Berichtsjahr alleiniger Gesellschafter war, 
bestand kein Erfordernis für eine Tagung des Gesellschafterausschusses. 
 
Geschäftsleitung 
 
Die Geschäftsleitung wurde durch die Geschäftsführerin Frau Christina Wechsel ausgeübt.  
 
 
2.  Geschäftsverlauf 
 
2.1   Wirtschaftsbericht 
 
Arbeitsprogramm 
 
Der Fokus lag im Berichtsjahr gänzlich in der Umsetzung der Neustrukturierung der Gesellschaft.  
 
Nachdem der Landkreis Konstanz zu Ende 2022 allen Gesellschaftern den Erwerb Ihrer Anteile ange-
boten hatte, wurde dies in 2023 umgesetzt. Damit wurde die Neuausrichtung der Gesellschaft auf 
Landkreisebene mit Fokus auf die Regionenmarke Vierländerregion Bodensee vorangebracht. Im 
Verlauf des Berichtsjahres wurde das Profil der zukünftigen Gesellschaft geschärft und gemeinsam 
mit den im Jahr 2024 neu eingetretenen Landkreisen Sigmaringen und Bodenseekreis der neue Ge-
sellschaftsvertrag formuliert, abgestimmt sowie beschlossen. 
 
Weiter wurden bereits erste Gespräche zur Abstimmung einer Zusammenarbeit mit den Wirtschafts-
förderungen der zukünftigen Gesellschafter aufgenommen. 
 
Die Projekte Clusterinitiativen Bodensee, Boden.See.Kreativ. sowie die FilmCommission Bodensee 
wurden zur Sicherung der Projekte an den Landkreis Konstanz übergeben. 
 
Markeninitiative  Regionenmarke Vierländerregion Bodensee 
 
Die Bekanntmachung der Regionenmarke Vierländerregion Bodensee auch als Wirtschaftsstandort 
bleibt das zentrale Thema. So wurde die Pflege und Verwaltung der Regionenmarke Vierländerregion 
wurde weiter betrieben. 
 
Neben dem allgemeinen Markenmanagement  wurde  auch  der  Social  Media  Auftritt  der  VLRB auf  
Facebook fortgeführt und die Lizenznehmer durch die Aktion „Lizenznehmer der Woche“ in den Fokus 
gerückt. 
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Entsprechend der Neuausrichtung und Fokussierung auf die Regionenmarke Vierländerregion Boden-
see wurden bereits Maßnahmen erarbeitet, welche nach erfolgter Umstrukturierung aufgenommen 
werden sollen. Hierzu zählt beispielsweise die Überarbeitung des Online-Portals sowie die Neustruk-
turierung der Lizenznehmerpräsentation. 
 
Im Rahmen der Überarbeitung des Online-Portals wurden die Struktur und Themenschwerpunkte 
erarbeitet und anhand eines Wireframes mit dem Anbieter besprochen und die technische Aufsetzung 
begonnen. Ebenso konnte das Storyframe in groben Zügen erstellt werden. 
 
Kommunikations- und Öffentlichkeitsarbeit 
Aufgrund der Umstrukturierung wurden die Aktivitäten der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit nur in 
geringem Maße weitergeführt. Der Fokus lag hier in der Fortführung bestehender Aktivitäten sowie in 
der Information der Lizenznehmer. 
 
 
2.2   Ertragslage 
 
Die Gesellschaft schließt das Geschäftsjahr 2023 mit einem Jahresfehlbetrag in Höhe von 8.027,38 € 
ab. Im Wirtschaftsplan war von einem Jahresfehlbetrag in Höhe von 26.230,03 € ausgegangen wor-
den. Die Reduzierung des Jahresfehlbetrags konnte aufgrund des Wegfalls der 70 % Personalstelle in 
der zweiten Jahreshälfte erreicht werden, mit der Folge, dass auch Kosten für die Umsetzung der 
Überarbeitung der Website nicht angefallen sind.  
 
Erträge (Umsatzerlöse, Gesellschafterbeiträge, Zuschüsse sowie Zinsen und sonstige betriebliche 
Erträge) wurden in Höhe von rund 67.090,61 € erzielt (im Vorjahr rund 280.691,11 €). Die Aufwen-
dungen in Höhe von rund 75.117,99 €  (im Vorjahr 230.638,46,- €) sind insbesondere für eigenes Per-
sonal, Fremdleistungen, Verwaltungs- und Vertriebskosten, Abschreibungen und sonstige Kosten der 
Projektabwicklung angefallen. 
 
 
2.3 Vermögens- und Finanzlage 
 
Insgesamt liegen geordnete wirtschaftliche Verhältnisse der Gesellschaft vor. Bei einer Bilanzsumme 
von 190.092,85 € beträgt das Eigenkapital 171.847,06 € und somit rund 90 % der Bilanzsumme. Das 
Anlagevermögen in Höhe von 1.222,- € ist in vollem Umfang durch das Eigenkapital finanziert. Die 
liquiden Mittel betragen am Bilanzstichtag (31.12.2023) 183.971,43 €. Die Forderungen und sonstigen 
Vermögensgegenstände über insgesamt 4.899,42 € resultieren überwiegend aus noch offen Rech-
nungen der Lizenzbeiträge. 
 
Die finanzielle Situation der Gesellschaft im Geschäftsjahr 2023 ist insgesamt geordnet. Die Gesamt-
leistung besteht zu 43 % aus Umsatzerlösen (Lizenzgebühren) sowie 57 % aus Gesellschafterbeiträ-
gen. 
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Allgemeine Auftragsbedingungen 
für 

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
vom 1. Januar 2017 

 
 

 

1. Geltungsbereich 

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-
prüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden 
zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftrag-
gebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirtschaft-
lichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas 
anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart oder gesetzlich zwingend 
vorgeschrieben ist. 

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt- 
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich 
vereinbart ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen 
ergibt. Im Hinblick auf solche Ansprüche gelten diese Auftrags-
bedingungen auch diesen Dritten gegenüber. 

 
2. Umfang und Ausführung des Auftrags 

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein 
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der 
Wirtschaftsprüfer übernimmt im Zusammenhang mit seinen 
Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsführung. Der Wirt-
schaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnisse seiner 
Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, 
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu 
bedienen. 

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei 
betriebswirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen 
Vereinbarung. 

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der 
abschließenden beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer 
nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus 
ergebende Folgerungen hinzuweisen. 

 
3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers 

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer 
alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und 
weiteren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von 
allen Vorgängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die 
Ausführung des Auftrags von Bedeutung sein  können. Dies gilt auch 
für die Unterlagen und weiteren Informationen, Vorgänge und 
Umstände, die erst während der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers 
bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschaftsprüfer 
geeignete Auskunftspersonen benennen. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die 
Vollständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren 
Informationen sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in 
einer vom Wirtschaftsprüfer formulierten schriftlichen Erklärung zu 
bestätigen. 

 
4. Sicherung der Unabhängigkeit 

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unab-
hängigkeit der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt 
für die Dauer des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote 
auf Anstellung oder Übernahme von Organfunktionen und für 
Angebote, Aufträge auf eigene Rechnung zu übernehmen. 

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des 
Wirtschaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, 
seiner Netzwerkunter- nehmen oder solcher mit ihm assoziierten 
Unternehmen, auf die die Unabhängigkeitsvorschriften in gleicher 
Weise Anwendung finden wie auf den Wirtschaftsprüfer, in 
anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der Wirtschafts-
prüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt. 

 
5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte 

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bear-
beitung des Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese 
schriftliche Darstellung maßgebend. Entwürfe schriftlicher Dar-
stellungen sind unverbindlich. Sofern nicht anders vereinbart, sind 
mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers nur 
dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden. Erklärungen 
und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich. 

 

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers 

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers 
(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im 
Entwurf oder in der Endfassung) oder die Information über das 
Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten 
bedarf der schriftlichen Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei 
denn, der Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund 
eines Gesetzes oder einer behördlichen Anordnung verpflichtet. 

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und 
die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den 
Auftraggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig. 

 
7. Mängelbeseitigung 

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf 
Nacherfüllung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, 
Unterlassen bzw. unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder 
Unmöglichkeit der Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder 
vom Vertrag zurücktreten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher 
erteilt worden, so kann der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann 
vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrachte Leistung wegen 
Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der 
Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber hinaus 
Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9. 

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftrag-
geber unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche 
nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, 
verjähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungs-
beginn. 

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten 
und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom 
Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtig-
keiten, die geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschafts-
prüfers enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die 
Äußerung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vor-
genannten Fällen ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst 
vorher zu hören. 

 
8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz 

 
(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 
HGB, § 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und 
Umstände, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt 
werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der 
Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht entbindet. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personen-
bezogenen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen 
zum Datenschutz beachten. 

 
9. Haftung 

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, 
insbesondere Prüfungen,  gelten die jeweils anzuwendenden 
gesetzlichen Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungs-
beschränkung des § 323 Abs. 2 HGB. 

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung 
findet noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist 
die Haftung des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder 
Art, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von Leben, 
Körper und Gesundheit, sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht 
des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig 
verursachten einzelnen Schadensfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 
4 Mio. € beschränkt. 

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem 
Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu. 

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer 
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen 
Pflichtverletzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte 
Höchstbetrag für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller 
insgesamt. 
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich 
eines aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen 
Schadens gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche 
Folgen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in 
einem oder in mehreren aufeinanderfolgenden Jahren  entstanden  
sind.  Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle 
beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche Pflichtverletzung, 
wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem 
oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall kann 
der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch 
genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min- 
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen 
Pflichtprüfungen. 

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 
sechs Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung 
Klage erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen 
wurde. Dies gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf 
vorsätzliches Verhalten zurückzuführen sind, sowie bei einer 
schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit sowie 
bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 ProdHaftG 
begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu 
machen, bleibt unberührt. 

 
10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge 

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den 
Wirtschaftsprüfer geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk 
versehenen Abschluss oder Lagebericht, darf er diesen Bestätigungs-
vermerk nicht weiterverwenden. 

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung 
im Lagebericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle 
nur mit schriftlicher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von 
ihm genehmigten Wortlaut zulässig. 

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so 
darf der Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der 
Auftraggeber den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er 
auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben. 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. 
Weitere Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt. 

 
11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in 
steuerlichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom 
Auftraggeber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als 
richtig und vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für 
Buchführungsaufträge. Er hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm 
festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen. 

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von 
Fristen erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der 
Wirtschaftsprüfer hierzu ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In 
diesem Fall hat der Auftraggeber dem Wirtschaftsprüfer alle für die 
Wahrung von Fristen wesentlichen Unterlagen, insbesondere 
Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass dem 
Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht. 

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst 
die laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden 
Tätigkeiten: 

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommen-
steuer, Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Ver-
mögensteuererklärungen, und zwar auf Grund der vom 
Auftraggeber vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für 
die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen und Nachweise 

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten 
Steuern 

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit 
den unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden 

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse 
von Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern 

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich 
der unter a) genannten Steuern. 

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung. 

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau- schalhonorar, so 
sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die unter Abs. 3 
Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorieren. 
(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die 
Steuerberatervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung 
anzuwenden ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche 
Vergütung in Textform vereinbart werden. 

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögen-
steuer sowie aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen 
Steuern und Abgaben erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies 
gilt auch für 

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. 
auf dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grund-
erwerbsteuer, 

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der 
Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuer-
strafsachen, 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um- 
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt 
und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 
Liquidation und dergleichen und 

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumen-
tationspflichten. 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die 
Überprüfung etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie 
die Frage, ob alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen 
Vergünstigungen wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die 
vollständige Erfassung der Unter- lagen zur Geltendmachung des 
Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen. 

 
12. Elektronische Kommunikation 

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem 
Auftraggeber kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber 
eine Kommunikation per E-Mail nicht wünscht oder besondere 
Sicherheitsanforderungen stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-
Mails, wird der Auftraggeber den Wirtschaftsprüfer entsprechend in 
Textform informieren. 

 
13. Vergütung 

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder 
Honorarforderung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die 
Umsatzsteuer wird zusätzlich berechnet. Er kann angemessene 
Vorschüsse auf Vergütung und Auslagenersatz verlangen und die 
Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befriedigung seiner 
Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als 
Gesamtschuldner. 

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung 
gegen Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und 
Auslagenersatz nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Forderungen zulässig. 

 
14. Streitschlichtungen 

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor 
einer Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Ver-
braucherstreitbeilegungsgesetzes teilzunehmen. 

 
15. Anzuwendendes Recht 

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden 
Ansprüche gilt nur deutsches Recht. 



1. 
 

Besondere Auftragsbedingungen  

für Prüfungen und prüfungsnahe Leistungen 

          von 

Dipl. Kfm. Martin Alius 
Wirtschaftsprüfer 

 

Stand: 1. August 2018 
 

Präambel 

Diese Auftragsbedingungen ergänzen und konkretisieren die vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer e. V. (IDW) herausgegebenen Allgemeinen Auftragsbedingungen für 
Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (in der dem Auftragsbe-
stätigungsschreiben beigefügten Fassung) und sind diesen gegenüber vorrangig 
anzuwenden. Sie gelten nachrangig zu einem Auftragsbestätigungsschreiben. 
Das Auftragsbestätigungsschreiben zusammen mit allen Anlagen bildet die „Sämt-
lichen Auftragsbedingungen“. 

A. Ergänzende Bestimmungen für Abschlussprüfungen nach § 317 

HGB und vergleichbare Prüfungen nach nationalen und internationalen 

Prüfungsgrundsätzen 

Herr Martin Alius (nachfolgend = Kanzlei Alius) wird die Prüfung gemäß 
§ 317 HGB und unter Beachtung der vom IDW festgestellten deutschen Grunds-
ätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung ("GoA") durchführen. Dem entspre-
chend wird die Kanzlei Alius die Prüfung unter Beachtung der Grundsätze gewis-
senhafter Berufsausübung so planen und anlegen, dass Unrichtigkeiten und Ver-
stöße, die sich auf den Prüfungsgegenstand laut Auftragsbestätigungsschreiben 
wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. 
 
Die Kanzlei Alius wird alle Prüfungshandlungen durchführen, die sie den Umstän-
den entsprechend für die Beurteilung als notwendig erachtet und prüfen, in wel-
cher Form der in § 322 HGB respektive den GoA vorgesehene Vermerk zum Prü-
fungsgegenstand erteilt werden kann. Über die Prüfung des Prüfungsgegenstands 
wird die Kanzlei Alius in berufsüblichem Umfang berichten. Um Art, Zeit und Um-
fang der einzelnen Prüfungshandlungen in zweckmäßiger Weise festzulegen, wird 
die Kanzlei Alius, soweit sie es für erforderlich hält, das System der rechnungsle-
gungsbezogenen internen Kontrollen  prüfen und beurteilen, insbesondere soweit  
es der Sicherung einer ordnungsgemäßen Rechnungslegung dient. Wie berufsüb-
lich, wird die Kanzlei Alius die Prüfungshandlungen in Stichproben durchführen, 
sodass ein unvermeidliches Risiko besteht, dass auch bei pflichtgemäß durchge-
führter Prüfung selbst wesentliche falsche Angaben unentdeckt bleiben können. 
Daher werden z.B. Unterschlagungen und andere Unregelmäßigkeiten durch die 
Prüfung nicht notwendigerweise aufgedeckt. Die Kanzlei Alius weist darauf hin, 
dass die Prüfung in ihrer Zielsetzung nicht auf die Aufdeckung von Unterschlagun-
gen und anderen Unregelmäßigkeiten, die nicht Übereinstimmung des Prüfungs-
gegenstands mit den maßgebenden Rechnungslegungsgrundsätzen betreffen, 
ausgerichtet ist. Sollte die Kanzlei Alius jedoch im Rahmen der Prüfung derartige 
Sachverhalte feststellen, wird dem Auftraggeber dies unverzüglich zur Kenntnis 
gebracht.  
 
Es ist Aufgabe der gesetzlichen Vertreter des Auftraggebers, wesentliche Fehler 
im Prüfungsgegenstand zu korrigieren und uns gegenüber in der Vollständigkeits-
erklärung zu bestätigen, dass die Auswirkungen etwaiger nicht korrigierter Fehler, 
die von uns während des aktuellen Auftrags festgestellt wurden sowohl einzeln als 
auch in ihrer Gesamtheit für den Prüfungsgegenstand unwesentlich sind. 

B. Auftragsverhältnis 

Unter Umständen wird die Kanzlei Alius im Rahmen des Auftrages und zur Wahr-
nehmung der wirtschaftlichen Belange des Auftraggebers unmittelbar mit diesem 
zusammenhängende Dokumente, die rechtliche Relevanz  haben, zur Verfügung 
gestellt. Die Kanzlei Alius stellt ausdrücklich klar, dass sie weder eine Verpflich-
tung zur rechtlichen Beratung bzw. Überprüfung hat, noch, dass dieser Auftrag 
eine allgemeine Rechtsberatung beinhaltet; daher hat der Auftraggeber auch 
eventuell im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Auftrages von der 
Kanzlei Alius zur Verfügung gestellte Musterformulierungen zur abschließenden  
juristischen Prüfung seinem verantwortlichen Rechtsberater vorzulegen. Der Auf-
traggeber ist verantwortlich für sämtliche Geschäftsführungsentscheidungen im 
Zusammenhang mit den Leistungen der Kanzlei Alius sowie die Verwendung der 
Ergebnisse der Leistungen und die Entscheidung darüber, inwieweit die Leistun-
gen der Kanzlei Alius für eigene interne Zwecke des Auftraggebers geeignet sind. 

C. Informationszugang 

Es liegt in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter des Auftraggebers, der 
Kanzlei Alius einen uneingeschränkten Zugang zu den für den Auftrag erforderli-
chen Aufzeichnungen, Schriftstücken und sonstigen Informationen zu gewährleis-
ten. Das Gleiche gilt für die Vorlage zusätzlicher Informationen (z.B. Geschäftsbe-
richt, Feststellungen hinsichtlich der Entsprechenserklärung gemäß § 161 AktG), 
die vom Auftraggeber zusammen mit dem Abschluss sowie ggf. dem zugehörigen 
Lagebericht veröffentlicht werden. Der Auftraggeber, wird diese rechtzeitig vor Er-
teilung des Bestätigungsvermerks bzw. unverzüglich sobald sie vorliegen, zugäng-
lich machen. Sämtliche Informationen, die der Kanzlei Alius vom  Auftraggeber 
oder in seinem Auftrag zur Verfügung gestellt werden („Auftraggeberinformatio-
nen“), müssen vollständig sein.  

D. Mündliche Auskünfte 

Soweit der Auftraggeber beabsichtigt, eine Entscheidung oder sonstige wirtschaft-
liche Disposition auf Grundlage von Informationen und/oder Beratung zu treffen, 
welche die Kanzlei Alius dem Auftraggeber mündlich erteilt hat, so ist der Auftrag-
geber verpflichtet, entweder  
 
 

 
 
(a) die Kanzlei Alius rechtzeitig vor einer solchen Entscheidung zu informieren und 
sie zu bitten, das Verständnis des Auftraggebers über solche Informationen und/ 
oder Beratung schriftlich zu bestätigen oder  
 
(b) in Kenntnis des oben genannten Risikos einer solchen mündlich erteilten Infor-
mation und/oder Beratung jene Entscheidung in eigenem Ermessen und in alleini-
ger Verantwortung zu treffen. 

E. Freistellung 

Der Auftraggeber ist dazu verpflichtet, die Kanzlei Alius von allen Ansprüchen Drit-
ter (einschließlich verbundener Unternehmen) sowie daraus folgenden Verpflich-
tungen, Schäden, Kosten und Aufwendungen (insbesondere angemessene ex-
terne Anwaltskosten) freizustellen, die aus der Verwendung des Arbeitsergebnis-
ses durch Dritte resultieren und die Weitergabe direkt oder indirekt durch den Auf-
traggeber oder auf seine Veranlassung hin erfolgt ist. Diese Verpflichtung besteht 
nicht in dem Umfang, wie die Kanzlei Alius sich ausdrücklich schriftlich damit ein-
verstanden erklärt hat, dass der Dritte auf das Arbeitsergebnis vertrauen darf. 

F. Elektronische Datenversendung (E-Mail) 

Den Parteien ist die Verwendung elektronischer Medien zum Austausch und zur 
Übermittlung von Informationen gestattet und diese Form der Kommunikation stellt 
als solche keinen Bruch von etwaigen Verschwiegenheitspflichten dar. Den Par-
teien ist bewusst, dass die elektronische Übermittlung von Informationen (insbe-
sondere per E-Mail) Risiken (z.B. unberechtigter Zugriff Dritter) birgt.  
 
Jegliche Änderung der von der Kanzlei Alius auf elektronischem Wege übersand-
ten Dokumente ebenso wie jede Weitergabe von solchen Dokumenten auf elekt-
ronischem Wege an Dritte darf nur nach schriftlicher Zustimmung der Kanzlei Alius 
erfolgen.  

G. Datenschutz 

Für die genannten Verarbeitungszwecke ist die Kanzlei Alius berechtigt, Auftrag-
geberinformationen, die bestimmten Personen zugeordnet werden können („per-
sonenbezogene Daten“), in den verschiedenen Jurisdiktionen, in denen diese tätig 
sind, zu verarbeiten. Die Kanzlei Alius verarbeitet personenbezogene Daten im 
Einklang mit geltendem Recht und berufsrechtlichen Vorschriften, insbesondere 
unter Beachtung der nationalen (BDSG) und europarechtlichen Regelungen zum 
Datenschutz. Die Kanzlei Alius verpflichtet Dienstleister, die im Auftrag der Kanzlei 
Alius personenbezogene Daten verarbeiten, sich ebenfalls an diese Bestimmun-
gen zu halten. 

H. Vollständigkeitserklärung 

Die seitens der Kanzlei Alius von den gesetzlichen Vertretern erbetene Vollstän-
digkeitserklärung umfasst gegebenenfalls auch die Bestätigung, dass die in einer 
Anlage zur Vollständigkeitserklärung zusammengefassten Auswirkungen von 
nicht korrigierten falschen Angaben im Prüfungsgegenstand sowohl einzeln als 
auch insgesamt unwesentlich sind. 

I. Geltungsbereich  

Die in den Sämtlichen Auftragsbedingungen enthaltenen Regelungen – ein-
schließlich der Regelung zur Haftung – finden auch auf alle künftigen, vom Auf-
traggeber erteilten sonstigen Aufträge entsprechend Anwendung, soweit nicht je-
weils gesonderte Vereinbarungen getroffen werden bzw. über einen Rahmenver-
trag erfasst werden oder soweit für die Kanzlei Alius verbindliche in- oder auslän-
dische gesetzliche oder behördliche Erfordernisse einzelnen Regelungen zu 
Gunsten des Auftraggebers entgegenstehen. 
 
Für Leistungen der Kanzlei Alius gelten ausschließlich die Bedingungen der Sämt-
lichen Auftragsbedingungen; andere Bedingungen werden nicht Vertragsinhalt, 
wenn der Auftraggeber diese mit der Kanzlei Alius im Einzelnen nicht ausdrücklich 
schriftlich vereinbart hat. Allgemeine Einkaufsbedingungen, auf die im Rahmen 
automatisierter Bestellungen Bezug genommen wird, gelten auch dann nicht als 
einbezogen, wenn die Kanzlei Alius diesen nicht ausdrücklich widerspricht oder 
die Kanzlei Alius mit der Erbringung der Leistungen vorbehaltlos beginnt. 

J. Anwendbares Recht / Gerichtsstand 

Für die Auftragsdurchführung sind die von den maßgeblichen deutschen berufs-
ständischen Organisationen (WPK, IDW, StBK) entwickelten und verabschiedeten 
Berufsgrundsätze, soweit sie für den Auftrag im Einzelfall anwendbar sind, bestim-
mend.  
 
Auf das Auftragsverhältnis und auf sämtliche hieraus oder aufgrund der Erbrin-
gung der darin vereinbarten Leistungen resultierenden außervertraglichen Ange-
legenheiten oder Verpflichtungen findet deutsches Recht Anwendung. 
 
Ausschließlicher Gerichtsstand für alle in Verbindung mit dem Auftrag oder den 
darunter erbrachten Leistungen entstehenden Rechtsstreitigkeiten ist Köln, 
Deutschland.  

 




